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Einleitung 

Ein Gesellschafter einer Kapitalgesellschaft kann frei wählen, ob er die Ge-
sellschaft über die gesetzlich geforderte Mindesteigenkapitalausstattung hinaus 
durch Eigenkapitalzufuhr oder durch die Gewährung von Darlehen fInanziert. 
Diese grundsätzliche Gestaltungsfreiheit hinsichtlich der Finanzierung von 
Kapitalgesellschaft ist sowohl zivilrechtlich als auch steuerrechtlich überaus 
problematisch. Während im Zivilrecht jedoch der Finanzierungsfreiheit der 
Gesellschafter von Kapitalgesellschaften seit langem dadurch Grenzen gesetzt 
werden, daß zum Schutze der Gesellschaftsgläubiger Darlehen aus Gesellschaf-
terhand in bestimmten Situationen wie Eigenkapital behandelt und einer Rück-
zahlungssperre unterworfen werden, fehlt im Steuerrecht eine vergleichbare 
gesetzliche Regelung. 

Obwohl dem Staat durch die FremdfInanzierung von Kapitalgesellschaften 
ein erhebliches Steuervolumen verlorengeht, scheiterten seit der Körper-
schaftsteuerreform 1977 immer wieder Versuche, eine gesetzliche Grundlage 
rur eine steuerliche Um qualifizierung von Gesellschafterfremdkapital in steu-
erliches Eigenkapital zu schaffen. Mit dem Standortsicherungsgesetz 1993 
wurde zwar eine Regelung in das Körperschaftsteuergesetz eingeruhrt, die sich 
mit der Gesellschafterfremdfmanzierung befaßt. Der neue § 8 a KStG qualifI-
ziert jedoch nicht das Gesellschafterfremdkapital selbst, sondern allein die 
Vergütung rur dieses Kapital um. Zudem gilt der neue § 8 a KStG lediglich rur 
einen Teilbereich der Gesellschafterfremdfinanzierungen. Die Fremdfinanzie-
rung durch anrechnungsberechtigte (also nahezu alle inländischen) Anteilseig-
ner ist von dieser neuen Vorschrift nicht erfaßt. Mit dieser Regelung ist die 
Kluft zwischen der zivilrechtlichen und der steuerrechtlichen Behandlung der 
Gesellschafterfremdfinanzierung damit nur weiter manifestiert worden. 

Trotzdem sich im Zivilrecht die wirtschaftliche Betrachtungsweise als geeig-
netes Mittel zur Bewältigung der Problematik der Gesellschafterfremdfinanzie-
rung erwiesen hat, ist im Steuerrecht weiterhin eine rein formalrechtliche Be-
trachtung von Gesellschafterdarlehen herrschend. Während noch die Recht-
sprechung des Reichsfinanzhofs eine Umqualifizierung von Gesellschafter-
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fremdkapital befürwortete, wenn das zugeführte Fremdkapital die wirtschaftli-
che Funktion des Ersatzes von Eigenkapital erfüllte, entwickelte sich die 
Rechtsprechung des BFH seit Mitte der sechziger Jahre dahin, daß die zivil-
rechtliche Gestaltung bei der Kapitalzufuhr grundsätzlich steuerlich anerkannt 
wurde. Diese rein formalrechtliche Betrachtung wurde bis heute nicht aufgege-
ben. Obwohl die Entwicklung der Methodenlehre zur Anerkennung der wirt-
schaftlichen Betrachtungsweise als Element der teleologischen Auslegung 
führte, wendet der BFH die wirtschaftliche Betrachtungsweise im Bereich der 
Gesellschafterfremdfinanzierung nicht an. Auch der neue § 8 a KStG basiert 
auf der Vorstellung, die formalrechtliche Betrachtung eines Gesellschafterdar-
lehens sei maßgebend. 

Die vorliegende Arbeit untersucht die Frage, ob diese unterschiedliche Be-
handlung in Zivil- und Steuerrecht gerechtfertigt ist. Ausgehend von der zivil-
rechtlichen Rechtslage wird die Entwicklung der Diskussion im Steuerrecht 
dargestellt. Im Anschluß an die kritische Auseinandersetzung mit dem neuge-
schaffenen § 8 a KStG geht die Untersuchung der Frage nach, ob bzw. in wel-
chem Umfang auf der Basis des geltenden Steuerrechts (unter Außerachtlas-
sung des § 8 a KStG) die Gesellschafterfremdfinanzierung steuerlich ihrem 
wirtschaftlichen Gehalt entsprechend zu erfassen ist und inwieweit dabei eine 
Um qualifizierung in steuerliches Eigenkapital möglich ist. 

Es wird dabei herausgearbeitet, daß auf der Grundlage des Einlagentatbe-
standes eine Um qualifizierung von Gesellschafterfremdkapital in steuerliches 
Eigenkapital möglich und geboten ist, da dieser Tatbestand eine Betrachtung 
des durch das Darlehensgeschäft verdeckten wirtschaftlichen Sachverhaltes 
erfordert. Die Qualifikationskriterien für die Annahme verdeckten Stammkapi-
tals werden entwickelt. Dabei wirp die Parallele zu den Aufgreifkriterien der 
zivilrechtlich als eigenkapitalersetzend einzustufenden Gesellschafterdarlehen 
als Folge der gleichförmig anzuwendenden wirtschaftlichen Betrachtungsweise 
in Zivil- und Steuerrecht aufgezeigt. Das Konzept, Gesellschafterfremdfinan-
zierungen unter dem Aspekt der verdeckten Einlage zu behandeln, erweist sich 
dabei - im Gegensatz zu § 8 a KStG - als eine tragfähige Lösung, die eine 
gleichförmige Besteuerung aller Kapitalgesellschaften und damit Steuerge-
rechtigkeit auch in diesem Bereich gewährleistet. 

Im letzten Teil der Arbeit wird ferner die Frage untersucht, wie solche Ge-
seIlschafterdarlehen steuerlich zu behandeln sind, die zwar kein verdecktes 
Stammkapital darstellen, sich dennoch dadurch von normalen Kreditgeschäften 
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der Gesellschaft abheben, weil ein niedrigerer als der marktübliche Zinssatz mit 
dem Gesellschafter vereinbart wird. Es wird dabei die Notwendigkeit der An-
erkennung einer Nutzungseinlage aufgezeigt, um auch insofern eine gerechte 
Besteuerung nach dem Leistungsfähigkeitsprinzip zu erreichen. 
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